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Liedloff hiergegen energisch. Landrat 
Lampertz beschimpfte Liedloff deshalb 
vor allem Publikum, bedrohte ihn mit 
Verhaftung und schrie: Wenn er, Lam
pertz, zu bestimmen hätte, säße Liedloff 
schon längst im Keller. Damit meinte 
er einen Russenkeller, in dem die von 
dgn Russen Verhafteten eingesperrt 
wurden. Weiterhin schrie Lampertz bei 
dieser Gelegenheit, wenn der Kreistag 
des Kreises Osthavelland nicht so mit
machen wolle, wie er wolle, gehöre er — 
der Kreistag — zum Teufel gejagt. Lam
pertz setzte seinen Willen durch, öffnete 
die Urne und sortierte die Stimmen 
trotzdem.

Bei der Kreistagssitzung vom 18. 5. 49 
haben die CDU und die LDP gegen die 
Machenschaften des Lampertz potestiert. 
Dem Protest schloß sich der Blockaus
schuß an, sodaß Lampertz von der LDP 
als Landrat zurückgezogen werden 
mußte.
gez. A. Schneider gez. K. O. Liedloff

Aussage Hieke
DOKUMENT NR. 208

Herr Hermann Hieke aus Berlin-Char
lottenburg, Leonhardtstraße 22, erklärt 
zur Wahl vom 15. und 16. Mai 1949 
folgendes:
Bei der Wahl zum Volkskongreß am
15. und 16. Mai 1949 war ich Mitglied 
des Kreis-Wahlausschusses und hatte so
mit Einblick in die Wahlvorgänge im 
Kreise Wolmirstedt. Am Sonntag, den
15. Mai gingen beim Kreiswahlausschuß 
gegen Abend und in der Nacht die 
Wahlvorberichte ein, zu deren Erstattung 
die Ortswahlleiter verpflichtet waren. 
Dabei stellte sich heraus, daß in einer 
großen Zahl von Gemeinden des Kreises 
am 15. Mai eine Mehrheit der Nein
stimmen zu verzeichnen war. Insbeson
dere hatten die SED-Hochburgen Kol- 
bitz, Samswegen und Rogätz etwa 70 °/o 
Nein-Stimmen gemeldet. Das Gesamt
ergebnis des Kreises war am Sonntag 
Abend 55 °/o Nein-Stimmen, 38—40 °/o 
Ja-Stimmen und der Rest ungültige 
Stimmen.
Am Montag, den 16. Mai vormittags 
fuhr vor der Kreisverwaltung ein Be
auftragter des Kreis-Innenministerums 
des Landes Sachsen-Anhalt aus Halle 
vor und beeab sich zum Landrat. Nach
dem er wieder weggegangen war, wurde 
vom Landrat der Kreisrat zusammenge
rufen. Der Landrat Buschang, ein alter 
Hamburger Kommunist und von Beruf 
Kellner in Hamburger Hafenlokalen, er
klärte uns, das Innenministerium ver
lange eine sofortige Überprüfung und 
Korrektur des Wahlergebnisses in fol
gender Weise:
1. Alle leeren Stimmzettel sollten als 

Ja-Stimmen erklärt werden.
2. Alle Stimmzettel mit irgendwelchen 

Bemerkungen sollten als Ja-Stimmen 
gezählt werden, selbst wenn diese 
Bemerkungen einen klaren Gegensatz 
gegen die Regierung zum Ausdruck 
brachten.

3. Alle Stimmzettel, bei denen zwar das 
Kreuz eindeutig in dem kleinen Nein
kreis sich befand, der Bleistiftstrich 
aber den Rand des Ja-Kreises auch 
nur berührt hatte, sollten als Ja- 
Stimmen gezählt werden, da, wie 
man sagte, der Wahlberechtigte sich 
offensichtlich nur im Kreise geirrt 
habe und in Wirklichkeit habe mit 
Ja stimmen wollen usw.

Ich habe in dieser Besprechung gegen 
diese Anordnung, die wir sofort an 
sämtliche Ortswahlleiter weitergeben 
sollten, protestiert und mein Amt als 
Mitglied des Wahlausschusses niederge
legt.
Am Montag abend wurde dann ein ent
sprechend korrigiertes oder besser ge
sagt gefälschtes Wahlergebnis des Krei
ses Wolmirstedt verkündet mit angeb
lich 55 %> Ja und 45 °/o Neinstimmen. 
Ungültige Stimmen gab es nicht mehr, 
da diese alle als Ja-Stimmen gezählt 
worden waren.
Der Beauftragte des Innenministeriums 
fuhr von Wolmirstedt in die Nachbar
kreise weiter, wo er ähnliche Anord
nungen erwirkt haben soll.
Mir ist noch erinnerlich, daß der Vor
sitzende des Ortswahlausschusses in der 
Gemeinde Groß-Ammensleben, der 
Schneidermeister Wilhelm Fräbel, es ab
gelehnt hatte, das Wahlergebnis zu fäl
schen. Er wurde darauf am Dienstag, den
17. Mai 1949 früh %6 Uhr, vom SSD 
(damals Abteilung KV) aus dem Bett 
geholt und verhaftet. Auf dem Trans
port nach Wolmirstedt hatte das Polizei
auto aber im Walde eine Panne. Dabei 
gelang es Fräbel, zu fliehen und sich in 
die Bundesrepublik in Sicherheit zci 
bringen.

Berlin, den 5. März 1952
gez. Hermann Hieke.

Aussage Theiß
DOKUMENT NR. 209

Berlin, den 10. März 1952 
Herr Germanus Theiß aus Berlin-Tem
pelhof, Manfred v. Richthofenstraße 19, 
erklärt:

Als im Oktober 1949 die Landtage ihre 
Legislaturperiode verlängern sollten, 
waren meine Freunde und ich zunächst 
dagegen, weil dies verfassungswidrig 
war. Es wurde nun mit allen Mitteln 
von den sowjetischen Offizieren auf uns 
ein Druck ausgeübt und schließlich so
wohl von den maßgeblichen Offizieren 
als auch von Otto Nuschke uns erklärt, 
daß die Verlängerung der Legislatur
periode nur deshalb erfolgte, um ein 
Jahr später am 15. Oktober 1950 allge
meine freie demokratische Wahlen durch
zuführen, bei denen die Parteien eigene 
Listen aufstellen können. Unter diesen 
Voraussetzungen haben wir zugestimmt. 
Wir haben in der Öffentlichkeit dies 
zum Ausdruck gebracht und erklärt, daß 
wir eine Einheitsliste unter allen Um
ständen ablehnen würden.
Von März 1950 an begann nun der rus
sische Druck auf uns für die Einheits

liste. Auch ich wurde wiederholt zu po
litischen Offizieren und zu Beamten der 
NKWD bestellt, die mit mir über die 
Einheitsliste sprachen und mich zu einer 
zustimmenden Erklärung veranlassen 
wollten. Dabei wurden immer stärkere 
Drohungen ausgesprochen, letzmalig 
wurde ich am 12. Mai 1950 bestellt und 
in einem Raum mit vergitterten Fenstern 
von NKWD-Beamten vernommen. In 
dieser Vernehmung wurde an mich die 
ultimative Forderung gestellt, bis zum
2. Juni eine schriftliche Erklärung des 
Inhalts abzugeben, daß ich alle meine 
früheren Äußerungen gegen die Ein
heitsliste widerrufe und mit dieser Ein
heitsliste einverstanden sei. Für diesen 
Fall wurde mir erklärt, würde ich Mi
nister werden. Ich hatte die Überzeu
gung, wenn ich die gewünschte Erklä
rung nicht in Aussicht stellen würde, ich 
sofort verhaftet würde. Deshalb stellte 
ich die gewünschte Erklärung in Aus
sicht, ohne sie allerdings später abzu
geben. Am 1. Juni mußte ich ins Kran
kenhaus und begab mich anschließend 
in den Westsektor Berlins. Ein ähnlicher 
Druck wie auf mich ist auf den größten 
Teil meiner Landtagsfraktionskollegen 
ausgeübt worden, die sich deshalb über
wiegend nach dem Westen absetzen 
mußten.

gez. Germanus Theiß

Aussage Negatsch
DOKUMENT NR. 210

Berlin, den 10. März 1952 
Herr Dr. Adolf Negatsch aus Berlin 
N 20, Koloniestraße 45, erklärt fol
gendes :
Ich war von 1946 bis Februar 1950 Ab
geordneter der CDU im Landtag von 
Sachsen-Anhalt und bis 1947 Kreisvor- 
sitzender der CDU in Burg b. Magde
burg.
Da meine politische Auffassung der so
wjetischen Kommandantur in Burg nicht 
genehm war, wurde ich anläßlidi der 
Krise um Jakob Kaiser, den jetzigen 
Minister für gesamtdeutsche Fragen, im 
November 1947 auf Eingreifen des so
wjetischen Kommandantur hin als Kreis
vorsitzender abgesetzt.
Als am 8. 10. 1949 die Provisorische 
Regierung der DDR gegründet wurde 
und die Länderparlamente dem zustim
men sollten, lehnte ich dies ab, da ich 
nur eine Regierungsbildung auf Grund 
freier Wahlen für verfassungsmäßig hielt. 
Ich wurde daraufhin auf Veranlassung 
der sowjetischen Kontrollkommission 
vom Landesverband Sachsen-Anhalt der 
CDU am 14. Januar 1950 aufgefordert, 
mein Mandat als Abgeordneter nieder
zulegen. Ich hielt einen Eingriff der 
russischen Kontrollkommission in die in
neren Verhältnisse der CDU für rechts
widrig und außerdem die Aufforderung 
der CDU für verfassungswidrig, da nach 
den als unmittelbar geltendes Recht bin
denden Bestimmungen der Verfassung 
des Landes Sachsen-Anhalt, (Art. 39) 
kein Mitglied des Landtages zu irgend
einer Zeit wegen seiner Abstimmung zur 
Verantwortung gezogen werden kann.

177


